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Wie fördern Bund und Länder die 

Energieeffizienz im Gebäudebestand? 
 

Im Rahmen der Programme „Energieeffizient sanieren – Zuschuss“ und 

„Energieeffizient sanieren – Kredit“ fördert der Bund die energetische Sa-

nierung von Wohngebäuden im Jahr 2011 mit knapp einer Milliarde Euro. 

Eine Aufstockung auf 1,5 Milliarden Euro jährlich ist geplant. Zusätzlich 

existieren derzeit auf Länderebene insgesamt 28 Programme. In neun der 

zehn westdeutschen Länder wird die energetische Sanierung besonders 

gefördert, wenn der Wohnraum über Mietpreis- und Belegungsbindung 

sozialverträglich zur Verfügung gestellt wird. In Ostdeutschland werden 

zentrumsnahe Bestände (Sachsen), Altbaubestände (Thüringen) und klei-

nere Gebäude (Sachsen-Anhalt) besonders gefördert. 

 

Der Bund fördert energetisch hochwertige Sanierungsinvestitionen, die über den 

in der Energieeinsparverordnung (EnEV) festgelegten Mindeststandard hinaus-

gehen. Abhängig vom erreichten Effizienzniveau (KfW-Effizienzhausstandards) 

beträgt der Zuschuss bis zu 17,5% der Bausumme, maximal 75 000 Euro je 

Wohneinheit. Abgesehen von der Berücksichtigung unterschiedlicher Finanzie-

rungsmodelle gelten für alle Investoren und für Gebäude, die älter als 15 Jahre 

sind, bundesweit die gleichen Rahmenbedingungen. 

 

Die speziell auf Ein- und Zweifamilienhäuser abzielenden Förderprogramme des 

Bundes tragen dem hohen Anteil dieser Gebäudeklasse im Bestand sowie den 

Vermögensverhältnissen ihrer Eigentümer Rechnung. Mit dem städtebaulichen 

Leitbild der „kompakten Stadt“ steht diese Schwerpunktsetzung jedoch nur 

bedingt in Einklang. 

 

Bundes- und Länderprogramme können kumuliert werden. Die Förderpolitik der 

Länder berücksichtigt spezifische Faktoren der regionalen Wohnungsmärkte, 

indem das Ziel der Energieeffizienz mit zusätzlichen Zielsetzungen kombiniert 

wird. Dabei ist in den westdeutschen Ländern häufig die Förderung von Wohn-

raum für sozial Schwache anzutreffen. Dies kann vermutlich auf das in vielen 

westdeutschen Ballungsräumen – im Vergleich zu Ostdeutschland – deutlich 

höhere Mietpreisniveau zurückgeführt werden. Die Förderung von Altbau-

beständen und die des zentrumsnahen Wohnraums in den ostdeutschen 

Ländern trägt den Folgen des Bevölkerungsrückganges und den damit verbun-

denen Maßnahmen des Stadtumbaus Ost, in dessen Rahmen eine Konzen-

tration der Wohnbevölkerung auf die inneren Städte angestrebt wird, Rechnung. 
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Das Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) widmet sich der Erforschung der Entwicklungen „Von 

der Transformation zur europäischen Integration“. Dieses Forschungsprofil ist auf zwei Bereiche kon-

zentriert: Programmbereich I befasst sich mit Wachstum und wirtschaftlicher Integration, Programmbe-

reich II mit der Analyse von Transformationsprozessen. Unter dem allgemeinen Forschungsthema ge-

nießt die wirtschaftliche Entwicklung Ostdeutschlands besondere Aufmerksamkeit. Das IWH ist in drei 

wissenschaftlichen Abteilungen organisiert: Makroökonomik, Strukturökonomik und Stadtökonomik. Die 

Forschung wird in inhaltlich definierten Forschungsschwerpunkten durchgeführt, die auf mittlere Frist 

eingerichtet sind und abteilungsübergreifend spezifische Kompetenzen bündeln. Diese For-

schungsschwerpunkte sind als Ort der Einheit von wissenschaftlicher Forschung und wirtschaftspoliti-

scher Beratung zu verstehen. Das IWH ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. 


